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Kurztitel 

Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 10/1985 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004 

§/Artikel/Anlage 

§ 33a 

Inkrafttretensdatum 

01.08.2004 

Außerkrafttretensdatum 

30.06.2012 

Text 

Ablehnung 

§ 33a. Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde gegen einen Bescheid eines 
unabhängigen Verwaltungssenates oder des Bundesvergabeamtes durch Beschluss ablehnen, wenn die 
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, 
insbesondere weil sie von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 
Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird, in Verwaltungsstrafsachen außerdem nur dann, 
wenn eine Geldstrafe von höchstens 750 Euro verhängt wurde. 


